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I)er III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 16. Dezember 1971 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Hubert Meyer 
sowie der Bundesrichter Dr. Arndt, Dr. Beyer, Keßler 
und Dr. Krohn

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des 18. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts Düsseldorf vom 30. Oktober 1969 
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Beklagte, Beamter im Dienste des klagenden 
Landes, erbaute in den Jahren 1951/52 in R f l H H V  
ein Mehrfamilienhaus. Dazu erhielt er aus Mitteln 
zur Förderung des Wohnungsbaus für Landesbedienstete
drei Darlehen von zusammen 43.000 DM und zwar 24.800 DM

/gemäß Darlehensurkunde vom 15* Oktober 1951, 7*700 DM 
gemäß Urkunde vom 8. April 1952 und 10.500 DM gemäß 
Urkunde vom 29* Mai 1952. Der Beklagte bewohnt mit 
seiner Familie die Wohnung im ersten Stock des Hauses, 
seit 1957 auch die Dachgeschoßwohnung. Die Wohnung im 
Erdgeschoß ist vermietet.
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In einem früheren Rechtsstreit der Parteien wur­
den vom Regierungspräsidenten unter dem 15# Februar 
und 7. Dezember 1959 ausgesprochene fristlose Kündi­
gungen der Darlehen als wirkungslos festgestellt.

Mit Schreiben vom 15* Dezember 1959 teilte der 
Oberkreisdirektor des Landkreises 
4 B  dem Beklagten mit, da Wohnungsfürsorgemittel 
nicht öffentliche Mittel im Sinne des Gesetzes sei­
en, gelte dessen Bauvorhaben als nicht öffentlich ge­
fördert und es könne daher nicht die Anerkennung als 
Familienheim gemäß § 109 II# WoBauG gegeben werden; 
nach den Unterlagen seien aber die Voraussetzungen 
des § 7 des II. WoBauG für das Bauvorhaben des Be­
klagten erfüllt.

Mit Schreiben vom 31# Dezember 1959 teilte der 
Beklagte dem Regierungspräsidenten mit, daß er die Dar­
lehen ablöse. Er zahlte den Ablösungsbetrag von 
15 763,30 DM an das Land. Dieses überwies den Be­
trag im Januar I960 an den Beklagten zurück. Mit 
Schreiben vom 26. Oktober 1966 übermittelte das Land 
dem Beklagten Zins- und Tilgungspläne. Danach waren 
an rückständigen Zinsen und Tilgungsleistungen bis 
zum 30. Juni 1967 insgesamt 3 030,90 DM zu zahlen. 
Durch Anrechnung einer Zahlung des Beklagten verrin­
gerte sich dieser Betrag auf 2 947,90 DM.

Das Land meint, die Voraussetzungen für eine 
Ablösung der Darlehen hätten nicht Vorgelegen. Da 
die Meinungsverschiedenheiten der Parteien nicht 
nur die Zinsen, sondern auch die Rückführung der Dar-



- 4 -

lehen selbst beträfen, sei der nachfolgende Fest­
stellungsantrag zulässig.

Das klagende Land hat beantragt,

1. den Beklagten zu verurteilen, an ihn 
2 947 , 90 DM nebst 4 cß> Zinsen von 
4o6,36 DM seit dem 1. Juli 1967 zu zah­
len,

2. festzustellen, daß die dem Beklagten ge­
mäß Schuldurkunden vom 15* Oktober 1951,
8. April 1952 und 29# Mai 1952 gewährten 
Darlehen nicht unter Zugrundelegung der 
AblösungsVerordnung abzurechnen sind.

Der Beklagte hat beantragt, die klage abzuwei
sen.

Er hat geltend gemacht, der Zahlungsanspruch be­
stehe nicht, weil das Darlehens Verhältnis im Jahre 
1959 durch die Ablösungs er klär ung und die Zahlung des 
Ablösungsbetrages beendet worden sei.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, weil 
die Darlehen rechtswirksam abgelöst seien.

Auf die Berufung des Landes hat das Berufungs­
gericht durch Teilurteil dem Feststellungsantrag 
stattgegeben. Mit der zugelassenen Revision verfolgt 
der Beklagte seinen Abweisungsantrag insoweit weiter. 
Das Land bittet, das Rechtsmittel zurückzuweisen.
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Entscheidungsgründe:

Daa Berufungsgericht hat dem Eeststellungsan- 
trag mit folgender Begründung atattgegeben: Bei dem 
Ablöaungabegehren dea Beklagten handele ea aich 
nicht um eine kündigungagleiche privatrechtliche Wil 
lenaerklärung, aondern um einen im öffentlichen 
Recht wurzelnden Vornahmeantrag, über den die darle- 
henaverwaltende Stelle als Behörde zu entscheiden ha 
be; die von ihr zu treffende Entscheidung werde zur 
Regelung eines Einzelfalles auf dem Gebiete des öf­
fentlichen Rechts getroffen und sei mithin Verwal­
tungsakt. Einen derartigen Verwaltungsakt habe das 
Land mit dem Ministererlaß vom 22. Dezember 1959 und 
der Verfügung des Regierungspräsidenten vom 8. Janu­
ar I960 zum Rachteil des Beklagten in dem Sinne er­
lassen, daß diesem eine Ablösung im Sinne der Ablö­
sung s Verordnung nicht gestattet werde. An diese Ent­
scheidung der Verwaltungsbehörde, die nur in einem 
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht überprüft wer­
den könne, sei das Zivilgericht gebunden.

Das Berufungsgericht hat infolgedessen die ma­
teriell-rechtlichen Voraussetzungen der Ablösung 
nicht geprüft.

Gegen seine Ausführungen wendet sich die Revi­
sion mit Erfolg.

Nach § 69 Abs. 1 des II. Wohnungsbaugesetzes 
- II. WoBauG - vom 27. Juni 1956 (BGBl I 525) kann 
der Eigentümer eines Eigenheims nach Ablauf von zwei
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Jahren und vor Ablauf von 20 Jahren seit Bezugs­
fähigkeit ein ihm gewährtes öffentliches Baudar­
lehen (§§ 42 ff des Gesetzes) vorzeitig durch Zah­
lung noch nicht fälliger Leistungen abzüglich von 
Zwischenzinsen unter Berücksichtigung von Zinses­
zinsen ablösen. Lie Ablösung bewirkt einen erheb­
lichen Schuldnachlaß•

Auf Grund der in § 69 Abs. 3 a.F. - jetzt Abs.5 - 
des Gesetzes enthaltenen Ermächtigung hat die Bun­
desregierung in der AblösungsVerordnung vom ^«Au­
gust 1957 (BAnz Nr. 156 vom 16. August 1957 = BGBl 
III 2350 - 2 - 1, inzwischen mehrfach geändert) nä­
here Vorschriften über die Ablösung der öffentli­
chen Baudarlehen erlassen. Außerdem hat der Minister 
für Wiederaufbau des Landes Nordrhein-Westfalen durch 
Runderlaß vom 15. November 1957 (MinBl NRW 1957,2915) 
Bestimmungen zur Lurchführung der AblösungsVerordnung 
getroffen. Liese Vorschriften gelten für die aus öf­
fentlichen Mitteln gewährten Larlehen. Lazu zählen 
die in öffentlichen Haushalten gesondert ausgewiese­
nen Wohnungsfürsorgemittel für Angehörige des öffent­
lichen Lienstes nicht (§3 Abs. 2 a I. WoBauG vom 
24. April 1950-BGBl I S3; § 6 Abs. 2 c II. WoBauG). 
Hinsichtlich der aus solchen Mitteln gewährten Lar­
lehen hat jedoch der Minister für Wiederaufbau durch 
Runderlaß vom 25. Februar 1953 (MinBl NRW 1958, 574) 
die Vorschriften der AblösungsVerordnung und des Rund­
erlasses vom 27. November 1957 unter bestimmten Vor­
aussetzungen für anwendbar erklärt.



- 7 -

Wie das Berufungsgericht zutreffend darlegt, 
handelt es sich bei der Beschaffung von Wohnraum 
für Landesbedienstete nicht um eine lediglich den 
Vermögensinteressen des Landes dienende, fiskali­
sche Tätigkeit, sondern um Maßnahmen der Fürsorge, 
die - grundsätzlich - hoheitlicher Tätigkeit zuzu­
rechnen sind. Das führt allerdings, wie das Beru­
fungsgericht nicht verkennt, nicht dazu, die Rechts­
beziehungen, die auf Grund der Förderungsmaßnahmen 
entstehen, insgesamt dem öffentlichen Recht zu un­
terstellen. Die öffentliche Hand kann ihre Aufga­
ben, vor allem auf dem Gebiet der Daseinsvorsorge, 
nicht nur durch Ausübung hoheitlicher Gewalt erfül­
len, sie kann sich auch der Möglichkeiten des bürger­
lichen Rechts bedienen. Das kann zur Folge haben, 
daß sie in einer Angelegenheit teils hoheitlich han­
delt, teils den Beteiligten auf bürgerlich-rechtli­
cher Ebene als gleichgeordneter Vertragspartner ge­
genübertritt. So liegt es nach gefestigter Rechtspre­
chung, von der auch das Berufungsgericht ausgeht, dann, 
wenn wie hier aus Gründen der Fürsorge die öffentli­
che Hand ein Darlehen bewilligt und auf Grund die­
ser Bewilligung zwischen ihr oder einem eingeschalte­
ten Kreditinstitut einerseits und dem Geförderten an­
dererseits ein Darlehensvertrag geschlossen wird 
(BGHZ 40, 206, 210; 52, 155, 159 ff ffi.w.N. - "zwei­
stufiges Verfahren"). Durch den Antrag auf Gewährung 
eines Darlehens wird ein Verwaltungsverfahren in Gang 
gesetzt, in dem der Antrag geprüft und durch Bewilli­
gung oder Ablehnung verbeschieden wird; der Bescheid 
ist ein Verwaltungsakt, der das Verwaltungsverfäh­
ren abschließt, falls er nicht angefochten wird. Die 
Bewilligung eröffnet den Weg zum zweiten Verfahrens-
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abschnitt, in dem die angeordnete Hilfeleistung 
durchgeführt wird, und zwar durch den Abschluß des 
Darlehens Vertrages und die Auszahlung der Darle- 
hensmittel; insoweit stehen sich die öffentliche 
Hand und der Darlehensnehmer auf bürgerlich-recht­
licher Ebene gegenüber. Soweit es um Ansprüche aus 
dem Darlehensvertrage geht, sind daher die Rechts­
beziehungen der Parteien nach bürgerlichem Recht 
zu beurteilen mit der Folge, daß der ordentliche 
Rechtsweg für solche Ansprüche gegeben ist (§ 102 
Abs. 2 II. WoBauG). Das gilt auch für solche Rege­
lungen, die eindeutig dem Bestreben der öffentlichen 
Hand dienen, ihren Bediensteten Fürsorge angedeihen • 
zu lassen, wie z.B. ein im Vertrage festgelegtes 
Recht, geförderte Wohnungen zu belegen (BGH Urt. v.
20. Dezember 1967 - VIII ZR 143/67 = WM 1968, 374,
375 linke Spalte). Auch eine solche Befugnis ist bür­
gerlichem Recht unterstellt, wenn sie zum Inhalt des 
Vertrags gemacht worden ist. Ist der Darlehensver­
trag aber insgesamt nach bürgerlichem Recht zu beur­
teilen, so gilt das nicht nur für seinen Abschluß 
und seine Durchführung, sondern jedenfalls im Grund­
satz ebenso für seine Beendigung und seine Abwick­
lung. Die Frage, ob das Vertragsverhältnis durch ei­
ne Ablösungserklärung des Darlehensnehmers beendet 
ist, wie sie § 69 Abs. 1 II.WoBauG vorsieht, ist da­
her jedenfalls unter den hier vorliegenden Umständen 
dem Kreise dieser Fragen zuzuordnen und nach bürger­
lichem Recht zu beurteilen.

Dem steht nicht entgegen, daß die Ablösungsre­
gelung des § 69 II. WoBauG der Förderung des Wohnungs-
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baus dient, einen Anreiz zur schnelleren Rückführung 
der aus Mitteln der öffentlichen Hand stammenden Gel­
der geben und damit dem Darlehensgeber zusätzliche 
Förderungsmaßnahmen ermöglichen soll (BVerfGE 21, 117 
= NJW 1967, 1075; Begründung zu § 30 e des Regierungs­
entwurfs, BT-Drucks. II/601 S. 30). Dieser Zweck reicht, 
wie auch das Berufungsgericht zutreffend darlegt und 
sich aus dem oben Ausgeführten ergibt, nicht aus, die 
Ablösung dem öffentlichen Rechte zuzuordnen.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht daraus, daß 
die Ablösung für den DarlehensSchuldner einen erhebli­
chen Nachlaß mit sich bringt und in der wirtschaftli­
chen Auswirkung als eine zusätzliche Subvention er­
scheint. Wie das Bundesverfassungsgericht in der an­
geführten Entscheidung darlegt, überstieg in dem sei­
nerzeit entschiedenen Falle der der Ablösung zugrunde 
gelegte Zinssatz die Höhe, die der Kapitalmarktlage 
entsprach und die sich inzwischen jedenfalls nicht ver­
ringert hat, nicht unangemessen. Das war keine Ausnah­
me und bedeutet, daß der Ablösungsbetrag nicht weit 
hinter dem wirtschaftlichen Wert des abgelösten Dar­
lehens zurückbleibt. Der Nachlaß, der dem Darlehens­
nehmer bei der Ablösung zugute kommt, beruht also im 
wesentlichen darauf, daß ihm statt des von ihm bezahl­
ten geringen Zinssatzes ein Zinssatz*, der dem auf dem 
Kapitalmarkt üblichen nahekommt, unter Berücksichti­
gung von Zinseszinsen, wie dies ebenfalls normalem Ge­
schäftsverkehr entspricht, zugute gerechnet wird. Das 
zeigt, daß die Subvention im wesentlichen schon mit 
der Gewährung des mit niedrigen Zins- und Tilgungs­
sätzen ausgestatteten und grundsätzlich unkündbaren 
Darlehens zugeflossen ist, mag auch in der Ablösung,
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z.B. in der Berücksichtigung der Kinderzahl bei der 
Bestimmung des anzuwendenden Zinssatzes (§§ 4, 7 Ab» 
lösungsverOrdnung) eine zusätzliche Vergünstigung lie­
gen. Der wirtschaftliche Wert eines solchen Darlehens 
liegt auf dem Kapitalmarkt, eben weil dieser höhere 
Zinsen sowie Zinseszinsen berechnet, von vornherein 
entsprechend unter dem ausgezahlten Nennbetrag des 
Darlehens. Dem Gesichtspunkt, daß dem Schuldner mit 
der Ablösung eine zusätzliche Subvention gewährt wer­
de, kommt deshalb keine erhebliche Bedeutung zu.

Das Berufungsgericht kann seine Ansicht auch 
nicht darauf stützen, daß das Ablösungsrecht in den 
mit dem Beklagten geschlossenen Darlehensverträgen 
nicht vorgesehen war und für die wie hier aus Wohnungs- 
für sorgemitt ein gewährten Darlehen erst durch den Rund­
erlaß des Ministers für Wiederaufbau vom 25* Februar 
1938 eingeführt worden ist. Auszugehen ist von der Re­
gelung des § 69 II• WoBauG. Ist nach dieser die Ablö­
sung dem bürgerlichen Recht zuzurechnen, dann gilt das 
auch, wenn wie hier die entsprechende Anwendung der ge­
setzlichen Ablösungsbestimmungen durch Verwaltungsan­
ordnung vorgeschrieben ist.

Es ist eine nicht seltene Erscheinung, daß durch 
gesetzliche Vorschriften in bestehende Vertragsver­
hältnisse ändernd eingegriffen wird. Das war z.B.viel­
fach im Mietrecht der Fall, wie keiner näheren Darle­
gung bedarf. Der genannte Erlaß vermochte allerdings 
nicht, wie es ein Gesetz kann, den Inhalt der früher 
abgeschlossenen Darlehensverträge mit Wirkung für und 
gegen beide Partner zu ändern. Indessen konnte das Land
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durch den Erlaß einseitig den Darlehensnehmern all­
gemein eine bisher nicht vorgesehene Möglichkeit 
der Beendigung des Darlehensverhältnisses eröffnen; 
nach den Grundsätzen rechtsstaatlicher Verwaltung 
bindet der Erlaß das Land; es bedurfte nicht der Ab­
sprache mit jedem einzelnen Darlehensnehmer, um die­
se Wirkung herbeizuführen (vgl. BVerwGE 13, 47, 53).

Die Tatsache, daß die Ablösung für Darlehen 
der hier vorliegenden Art durch ministeriellen Er­
laß eingeführt worden ist, läßt keine Rückschlüsse 
auf ihre Rechtsnatur zu. In der öffentlichen Verwal­
tung besteht auch im fiskalischen Bereich weitgehend 
das Bedürfnis, bestimmte Angelegenheiten allgemein 
und gleichheitlich zu regeln; dafür bietet sich die 
Form des Erlasses an. Es kann deshalb kein ins Ge­
wicht fallendes Argument gegen die Unterstellung der 
Ablösung unter das bürgerliche Recht daraus hergelei­
tet werden, daß die Möglichkeit der Ablösung nicht in 
den DarlehensVerträgen vorgesehen war, sondern nach­
träglich und durch Ministerialerlaß eingeführt wor­
den ist.

Entscheidend ist vielmehr folgendes: § 69 
II. WoBauG sagt in Abs. 1, daß der Schuldner das 
Darlehen unter gewissen Voraussetzungen ablösen 
kann. Damit ist die Beendigung des Darlehensvertra­
ges durch Ablösung in den Willen des Schuldners ge­
stellt; seine Willenserklärung ist bestimmend da­
für, ob, wann und in welchem Umfang die Ablösung 
stattfindet; ihm ist, wie die Revision mit Recht 
hervorhebt, ein Gestaltungsrecht ähnlich dem Kündi­
gungsrecht eingeräumt. Es besteht kein hinreichender
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Grund, die Beendigung des Darlehensverhältnisses 
durch Ablösung anders als die durch Kündigung oder 
Tilgung dem öffentlichen Rechte zuzuordnen. Wohl 
kann nach § 69 Abs. 2 und 3 II* WoBauG idF des Woh­
nungsbauänderungsgesetzes vom 17* Juli 1968 (BGBl I 
821, 826), also nach in der hier in Betracht kommenden 
Zeit noch nicht geltenden Vorschriften, der Schul­
dennachlaß versagt oder widerrufen werden, wenn der 
Schuldner gegen gewisse Bestimmungen des Wohnungs­
bindungsgesetzes 1963 (vom 24. August 1963 - BGBl I 
943) verstößt. Aus diesen Bestimmungen, die der Si­
cherung des Zwecks der Förderungsmaßnahmen dienen 
und Strafcharakter besitzen, kann Jedenfalls nicht 
mit Rückwirkung für die hier in Frage kommende Zeit 
geschlossen werden, bei der Gewährung des Nachlasses 
handele es sich um einen Verwaltungsakt (anderer An­
sicht Fischer-Dieskau-Pergande II. WoBauG § 69 Anm. 2). 
Derartige Bestimmungen können auch Inhalt bürgerlich­
rechtlicher Verträge sein. Gerade dann, wenn die Ver­
waltung wie hier mittels solcher Verträge öffentli­
che Aufgaben fördert, ist diese Erscheinung nicht un­
gewöhnlich, wenn nicht sogar unvermeidbar.

Ebensowenig ergeben sich stichhaltige Bedenken 
gegen die hier vertretene Auffassung aus verfahrens­
rechtlichen Gründen. Daß die darlehensverwaltende 
Stelle sich mit der Ablösungserklärung des Schuldners 
befassen und durch Erteilung eines Abrechnungsbeschei­
des oder Ablehnung Stellung nehmen muß, besagt nichts 
über die rechtliche Natur ihrer Entscheidung. Der Fall 
liegt nicht im Grundsatz anders, als wenn es um die 
Frage geht, ob und unter welchen Bedingungen der Schuld*
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ner in Fällen, in denen die öffentliche Hand nicht 
beteiligt ist, ein Tilgungsdarlehen vorzeitig ablö- 
sen kann.

Unerheblich ist es für die Rechtsnatur der Ab­
lösung, daß das Land im Runderlaß vom 25. November 
1957 von einer Beantragung der Ablösung spricht 
(MinBl. 1957, 2915 I 1 Abs. 2). Damit ist nicht ge­
sagt, daß es sich um einen Antrag auf Vornahme eines 
Verwaltungsakts handelt. Nach Abschnitt II Z. 4 des 
Erlasses gilt die Vollablösung eines öffentlichen 
Baudarlehens als Rückzahlung im Sinne des § 71 
II. WoBauG, d.h. sie schafft die Voraussetzung für 
die Freistellung von den für öffentlich geförderte 
Wohnungen bestehenden Bindungen. Diese Freistellung 
ist besonders zu beantragen (§71 Abs. 1 Satz 1 
II. WoBauG). Es kann dahinstehen, ob die Entschei­
dung über diesen Antrag als Verwaltungsakt zu werten 
oder noch dem fiskalischen Bereich zuzurechnen,also 
nach bürgerlichem Recht zu beurteilen ist. Für die 
Ablösung, um die allein es hier geht, bleibt ent­
scheidend, daß sie eine - auch nach dem genannten 
Erlaß - der Rückzahlung gleichgestellte Beendigung 
des Darlehensverhältnisses herbeiführt und daß dies 
auf Grund einer Willenserklärung des Schuldners ge­
schieht. Dafür, daß aus dem genannten'Erlaß nichts 
anderes geschlossen werden kann, spricht im übrigen 
auch folgendes: In Abschnitt IV Ziffer 9 unter der 
Überschrift "Verfahren" heißt es: "Der Ablösungsbe­
rechtigte teilt der Darlehensverwaltungsstelle mit, 
welche Darlehen er ganz oder teilweise ablösen will." 
Hier wird also der Rechtslage entsprechend davon aus­
gegangen, daß die Willenserklärung des Schuldners be­
stimmend wirkt.
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Auch aus der schon erwähnten Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 21, 117 = NJW 1967, 
1075) läßt sich nichts Entscheidendes gegen die hier 
vertretene Auffassung herleiten. In Jenem Falle hatte 
der Kläger die Ablösung eines vom Landkreis gewähr­
ten, hypothekarisch gesicherten Darlehens gemäß § 69 
II. WoBauG erklärt und Klage zum Verwaltungsgericht 
mit dem Antrag erhoben, eine Abrechnungsbescheinigung 
des Inhalts zu erteilen, daß die Hypothek durch Zah­
lung getilgt sei. Das Verwaltungsgericht hatte die Sa­
che dem Bundesverfassungsgericht zur Prüfung der Ver­
fassungsmäßigkeit der §§ 69 Abs. 1, 70 Abs. 1 II.WoBauG 
vorgelegt. Diese ist bejaht worden. Zu den Fragen der 
Zugehörigkeit des erhobenen Anspruchs zum öffentlichen 
oder privaten Recht und des Rechtswegs hat sich das 
Bundesverfassungsgericht nicht geäußert.

Das Bundesverwaltungsgericht hat in verschiede­
nen Urteilen ausgesprochen, daß die Rückforderung ei­
nes nach dem Lastenausgleichsgesetz oder dem Kriegsge­
fangenenentschädigungsgesetz gewährten, notleidend ge­
wordenen Darlehens durch die Bewilligungsbehörde selbst 
(statt durch das im Darlehensvertrag als Gläubiger er­
scheinende Kreditinstitut) öffentlich-rechtlicher Na­
tur sein könne. Wie der erkennende Senat in seinem 
bereits erwähnten Urteil BGHZ 52, 155, auf das wegen 
der Einzelheiten verwiesen wird, dargelegt hat (S. 161 f), 
zeigt nach der Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts 
die besondere Ausgestaltung dieser Ansprüche durch die 
genannten Gesetze, welche u.a. Bestimmungen über die 
Möglichkeit einer Verrechnung des Darlehens mit der 
Entschädigung enthalten, daß die öffentlich-rechtli­
chen Beziehungen zwischen der Bewilligungsbehörde und
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dem Darlehensnehmer den Vorrang erhalten sollen, so­
bald der Darlehensvertrag durch Kündigung oder Er­
füllung erlischt oder andere öffentlich-rechtliche 
Tatsachen (Umwandlung, Anrechnung) eintreten, die 
auf das Darlehen Einfluß haben. Es ist hier ebenso­
wenig wie in dem in BGHZ 52, 155 entschiedenen Fal­
le erforderlich, sich mit den Ausführungen des Bun­
desverwaltungsgerichts auseinanderzusetzen; denn hier 
ist es gerade nicht eine öffentlich-rechtliche Tat­
sache, die den Darlehensvertrag beendet, sondern ei­
ne Willenserklärung des Schuldners. Die hier vertre­
tene Auffassung steht daher mit der angeführten 
Rechtsprechiang des Bundesverwaltungsgerichts nicht 
in Widerspruch. Dasselbe gilt für das schon genannte 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts BVerwGE 13, 47, 
das den Bescheid der Bewilligungsbehörde über den An­
trag auf Herabsetzung der Zinsen eines öffentlichen 
Wohnungsbaudarlehens als Verwaltungsakt und für Strei­
tigkeiten hierüber den Verwaltungsrechtsweg als gege­
ben ansieht: Der Dariehensvertrag wird bei der Ablö­
sung nicht durch einen Verwaltungsakt beendet, son­
dern, wie ausgeführt, durch eine Willenserklärung 
des Schuldners.

Mit der gegebenen und auch mit anderer Begrün­
dung kann daher das Berufungsurteil dicht aufrecht­
erhalten werden.

Andererseits ist es dem Revisionsgericht nicht 
möglich, auf Abweisung des allein in die Revision ge­
langten Feststellungsanspruchs zu erkennen. Dem Be-
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rufungsgericht ist darin zuzustimmen, daß der Be­
scheid des Oberkreisdirektors vom 15* Dezember 1959 
keinen das Land bindenden Verwaltungsakt dar st eilt 
und auch sonstige im Verhalten der beteiligten Behör­
den liegende Vorgänge nicht zu einer Bindung des Lan­
des hinsichtlich der Ablösung geführt haben; auf die­
se Ausführungen kann verwiesen werden.

Es bleibt daher zu prüfen, ob der Beklagte auch 
ohne eine solche Bindung berechtigt war, die Darle­
hen abzulösen, wie das Landgericht angenommen hat.
Für das Revisionsgericht ist die Möglichkeit nicht 
auszuschließen, daß für die Entscheidung umstritte­
ne Tatsachen wesentlich sind, zu denen das Berufungs­
gericht, von seinem Standpunkt aus folgerichtig, kei­
ne Feststellungen getroffen hat, insbesondere die Fa­
milienverhältnisse des Beklagten und die Frage, ob 
die Belegung der Wohnung im zweiten Obergeschoß durch 
die Familie des Beklagten von der darlehensverwalten­
den Behörde genehmigt oder geduldet worden ist.



Die Sache ist daher zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuver­
weisen, dem auch die Entscheidung über die Kosten der 
Revision zu übertragen ist.

Meyer Dr. Arndt Dr. Beyer

Keßler Dr. Krohn
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